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Vorhabenbezogener Bebauungsplan  Nr. 114.12.00 "Wohnbebauung Am Triller" Landeshaupstadt Saarbrücken

Planzeichenerläuterung
nach BauGB i.V.m. BauNVO und PlanZVO 1990

2.3 Maximale Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen  (§19 Abs. 2 BauNVO), 
siehe Nutzungsschablone

Im WR 1 beträgt die maximal zulässige Grundfläche der Wohngebäude inklusive  Terrassen 310,0 qm.

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone

In den Baugebieten WR 1 und WR 4 wird eine offene Bauweise festgesetzt. 
In den Baugebieten WR 2 und WR 3 wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, hier ist eine Gebäudelänge von mehr 
als 50 m zulässig. 
Es sind nur Einzelhäuser zulässig.

8. Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sowie Anschluss anderer Flächen an die  
Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
siehe Planzeichnung
- Hier: Verkehrsfläche: Straße „Am Triller“ (öffentliche Straße)
- Hier: private Verkehrsfläche (in Verlängerung der "Narzissenstraße) mit der Zweckbestimmung 

"private  Stellplätze" (p St).                             

In der "Lilienstraße" sind 2 Einfahrtsbereiche zum Baugebiet WR 1 festgesetzt.

Im "Trillerweg" ist ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrtsmöglichkeit festgesetzt.

6. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12 und 14 BauNVO)

6.1 Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass innerhalb der Reinen Wohngebiete WR 1 - 4 Stellplätze, Garagen,  
und Carports nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sind, mit folgender Ausnahme: 
- Im WR 1 ist außerhalb der überbaubaren Fläche 1 nicht überdachter Stellplatz je Wohngebäude zulässig.
- Im WR 3 sind max. 6 nicht überdachte Stellplätze auf der Plateauebene oberhalb des Parkgeschosses innerhalb 
  der Baugrenze des Parkgeschosses zulässig.

Zufahrten zu den Stellplätzen, Garagen, überdachten Stellplätzen und Carports sind auch außerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig.

6.2 In den Baugebieten WR 2 und WR 3 ist der Bau eines Parkgeschosses auf den dafür durch Baugrenzen 
festgesetzten Flächen unter Beachtung der für das Parkgeschoss festgesetzten max. Höhe (GOK Pg) zulässig. 

Innerhalb des Parkgeschosses der Baugebiete WR 2 und WR 3 sind Müllabstellplätze und Technikräume als 
Nebenanlage zulässig.

6.3 Nebenanlagen, die der Versorgung der Reinen Wohngebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur 
Ableitung von Abwasser sowie zur Speicherung von Niederschlagswasser dienen, sind innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig.
Nebenanlagen/Nebengebäude im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO:

        -  In den Baugebieten WR 1 und 4 können Nebenanlagen zur Unterbringung von Abfall- und Wertstoffbehältern 
   und  sonstige baul. Nebenanlagen, deren Grundfläche 10 qm und eine Höhe von 2,5 Meter nicht überschreiten 

           außerhalb der überbaubaren Flächen ausnahmsweise zugelassen werden.
-  In den Baugebieten WR 2 und 3 sind Nebengebäude nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO) 

4. Überbaubare Grundstücksflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO),
siehe Planzeichnung

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden Bebauungsplan durch die 
Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen bestimmt, die dem Plan zu entnehmen sind. 

Ausnahmen:
- Im WR 1 und WR 4 ist die Überschreitung der Baugrenze Dachgeschoss durch Dachüberstände ausnahmsweise 
   zulässig.
- Ebenerdige Terrassenflächen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen im Bereich der 
   gekennzeichneten Flächen zulässig. Terrassen in Terrassenbaufeldern müssen ohne Aufbauten errichtet werden.
- Treppenausgänge sowie Notfallfluchtwege im Bereich des Parkgeschosses im WR 3 dürfen die Baugrenze um bis zu 
   max. 2,0 Meter überschreiten.

5. Vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Abstandsfläche 
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 a BauGB i.V.m. § 7 Abs. 5 LBO),
siehe Nutzungsschablone
Bei den in den einzelnen Baugebieten (WR 1 - 4) durch Baugrenzen und durch Baulinien festgesetzten Gebäuden ist 
eine verringerte Tiefe der Abstandsfläche mit 0,35 H der einzelnen im Baugebiet gelegenen Gebäude zueinander 
zulässig, sofern eine ausreichende Belüftung und Beleuchtung mit Tageslicht gewährleistet bleibt und 
Anforderungen aus Gründen des Brandschutzes unberührt bleiben. 

Die Abstandsfläche darf 3,0 Meter nicht unterschreiten. 
 Für das WR 2 wird festgesetzt, dass die südöstliche Abstandsfläche (zur Straße Am Triller) 3,0 Meter beträgt
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Der Beschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans als 
Satzung und der Ort, bei dem der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan während der Dienststunden eingesehen 
werden kann, wurden am ___.___._____ ortsüblich 
bekanntgemacht. 
Mit der Bekanntmachung tritt der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan gem. § 10 (2) BauGB in Kraft.

Die Oberbürgermeisterin
i.V.

Saarbrücken, den __.__.____

Dieser Bebauungsplan bedarf gem. § 10 (2) BauGB keiner 
Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde, da er 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist.

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 04.09.2018 diesen 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 10 (1)  BauGB als 
Satzung beschlossen.

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan wir hiermit als Satzung 
ausgefertigt.

Die Oberbürgermeisterin

Saarbrücken, den __.__.____

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit 
Begründung hat nach § 3 (2) BauGB auf Dauer eines Monats 
vom 24.05.2018 bis einschließlich 25.06.2018 öffentlich 
ausgelegen. 
Ort und Dauer der Auslegung sind am 16.05.2018 ortsüblich 
bekanntgemacht worden.

Die Oberbürgermeisterin
i.V.

Saarbrücken, den __.__.____ 

Der Stadtrat hat in öffentlicher Sitzung vom 07.02.2017 die 
Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nach
§ 2 BauGB beschlossen. 
Der Beschluss ist am 10.05.2017 ortsüblich bekanntgemacht 
worden.

Die Oberbürgermeisterin
i.V.

Saarbrücken,  den __.__.____

Die Planunterlage entspricht den gesetzlichen Anforderungen 
der Planzeichenverordnung vom 04.05.2017.
Der Kartenausschnitt (Katasterkarte) entspricht für den 
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
dem Stand vom Mai 2017.

Die Oberbürgermeisterin
i.A.

Saarbrücken, den __.__.____ 

Bearbeitet im Auftrag der
Landeshauptstadt Saarbrücken
Saarbrücken,  09.08.2018

Verfahrensstand Satzung

Gerberstraße 25  I  66424 Homburg / Saar
Tel.: 068 41 / 95932 70

Email: info@argusconcept.com  I
www.argusconcept.com

Gesetzliche Grundlagen

Übersichtslageplan
(ohne Maßstab)

Bund:

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2808).

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634).

Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im 
Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen 
Zusammenlebens in der Stadt vom 4. Mai 2017 (BGBl. 
I S. 1057).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 
1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl., I S.1057).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2193).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 
(Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2771).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG) vom 17. März 
1998 (BGBI. I.S.502), Artikel 2 Absatz 5 des Gesetzes 
vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808).

Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) Vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt 
geändert durch Artikel 102 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474).

Land:

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), 
Gesetz Nr. 1731 vom 18. November 2010 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 2599), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I 
S. 790).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 682), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 (Amtsblatt des 
Saarlandes Seite 840).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland (Saarländisches Naturschutzgesetz SNG), 
Artikel 1 des Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des 
Saarländischen Naturschutz- rechts vom 05. April 
2006 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13.10 2015 
(Amtsblatt des Saarlandes Seite 790).

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1994), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 3. Dezember 2013 (Amtsbl. I 2014 S. 2).

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), 
Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalrechts vom 19. Mai 2004 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1498), zuletzt geändert 
durch Adas Gesetz vom 13. Oktober 2015 
(Amtsblatt des Saarlandes Seite 790).

Landesbauordnung (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr. 
1544 zur Neuordnung des Saarländischen 
Bauordnungs- und Bauberufsrechts vom 18. 
Februar 2004 (Amtsblatt des Saarlandes S. 822), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Juli 2016 
(Amtsbl. I S. 714, 2017 I S. 280).

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz vom 28. 
Februar 1973 (Amtsblatt des Saarlandes, S. 210), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juli 2015 
(Amtsbl. I S. 632).

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (SBodSchG)- 
Saarländisches Bodenschutzgesetz vom 20. März 
2002 (Amtsblatt des Saarlandes S. 990) zuletzt 
geändert durch Art.10 Abs.3 i.V.m. Art.14 des 
Gesetzes Nr.1632 zur Reform der saarländischen 
Verwaltungsstrukturen vom 21. November 2007 
(Amtsblatt des Saarlandes S.2393).

Satzung über den Schutz der Bäume in der 
Landeshauptstadt Saarbrücken (Saarbrücker 
Baumschutzsatzung - BSchS) vom 26. September 
2017.

Festsetzungen
gem. § 9 BauGB i.V.m. BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1 - 15 BauNVO)

1.1 Festgesetzt werden Reine Wohngebiete (WR 1 - 4) gemäß § 3 BauNVO
siehe Planzeichnung und Nutzungsschablone

Reine Wohngebiete (WR) dienen  dem Wohnen
1.1.1 Zulässige Arten von Nutzungen: (§ 3 Abs. 2 BauNVO)

- Wohngebäude,
- Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienen.

1.1.2 Ausnahmsweise zulässige Arten von Nutzungen (§ 3 Abs. 3 BauNVO)
- Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die 

                Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende 

Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

1.1.3 Bindung an den Durchführungsvertrag (§ 12 Abs. 3a BauGB)
Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der festgesetzten 
Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrages oder der Abschluss eines 
neuen Durchführungsvertrages in beiderseitigen Einvernehmen der Vertragspartner sind im Rahmen der 
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig.

11. Flächen oder Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

M1:
Die Fußwegeverbindungen innerhalb der privaten Grünfläche sowie im Wohngebiet (Schlechtwetterfußwege) sind 
aus Gründen des Grundwasserschutzes versickerungsfähig auszubilden.

13. Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs.1 Nr.25 a und b BauGB)

PF1: Begrünung der Privaten Grünfläche (PG): Erhalt des vorhandenen Baum- und Gehölzbestandes
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) sind die vorhandenen Gehölze dauerhaft 
zu erhalten und langfristig zu sichern. Pflegemaßnahmen sind auf ein Minimum zu reduzieren, hierbei hat eine 
Baumpflege mit dem Ziel der Bestandsentwicklung zu erfolgen.

PF2a: Sichtschutzpflanzung 
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Fläche (siehe Planzeichnung) in den Randbereichen des 
Geltungsbereiches sind durch Pflanzung geeigneter, standortgerechter Sorten möglichst heimischer Gehölze im 
Pflanzraster von mindestens 1,5m x 1,5m dichte Strauchhecken zu entwickeln. Zur besseren und schnelleren 
Abschirmung des Plangebietes sind wertgebende bestehende Gehölze zu erhalten sowie mindestens alle 10m 
Laubbaumhochstämme mindestens 2. Ordnung in die Pflanzung einzubinden.

PF2b: Erhalt der Baumreihe / Einzelbäume
Innerhalb der entsprechend gekennzeichneten Flächen (siehe Planzeichnung) sind die dargestellten Baumreihen / 
Einzelbäume in der Parzelle 452/8 am Trillerweg sowie in den Parzellen 42/25, 42/26 und 42/4 entlang der 
Lilienstraße dauerhaft zu erhalten und langfristig  zu sichern. Pflegemaßnahmen sind auf ein Minimum zu reduzieren, 
hierbei hat eine Baumpflege mit dem Ziel des Bestandserhalts unter Berücksichtigung der Verkehrssicherungspflicht 
zu erfolgen.

PF3: Gebäudenahe Grünflächen
Alle nicht überbaubaren Grundstücksflächen in den Reinen Wohngebieten (WR 1 - 4), die nicht für Zufahrten, 
Umfahrten, Stellplätze oder Nebenanlagen benötigt werden, sind gärtnerisch anzulegen und parkartig zu 
gestalten. Hierfür sind die Flächen durch Pflanzung von  Baum- und Strauchgruppen sowie der Anlage des 
Unterwuchses als Stauden- und Wiesenflächen intensiv zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten.

PF4 Begrünung von nicht überbaubare Grundstücksflächen im Baufeld 4
Die entsprechend gekennzeichnete Fläche (siehe Planzeichnung) ist durch Pflanzung von Ziersträuchern sowie der 
Anlage von Rasen- und Staudenbereichen gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu pflegen.

PF 5: Stellplatzbegrünung
Die Stellplätze außerhalb des Parkgeschosses sind intensiv zu begrünen. Je 4 Stellplätze ist ein standortgerechter, 
möglichst heimischer großkroniger Laubbaumhochstamm (StU 16-18cm) gemäß Pflanzliste in räumlicher 
Zuordnung zu den Stellplätzen zu pflanzen und dauerhaft zu sichern. Die Baumstandorte haben die 
Mindestanforderungen der DIN18916 zu erfüllen, d.h. es wird eine offene Fläche von mindestens 6m² und 16m² 
Grundfläche des durchwurzelbaren Raumes mit einer Tiefe von mindestens 80cm verlangt. Die Pflanzqualität hat den 
Mindeststandards der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V., Bonn) zu 
entsprechen. Auf die Stellplatzbegrünung kann dann verzichtet werden, wenn durch vorhandene und zu erhaltende 
Gehölze eine ausreichende Verschattung der Stellplätze gewährleistet werden kann.

PF 6: Begrünung der Parkgeschosse in den Baugebieten WR 2 und WR 3
Die Dachflächen der Parkgeschosse in WR 2 und WR 3, die nicht für notwendige Zufahrten, Zuwegungen und 
Umfahrten sowie Feuerwehrumfahrten und aufstellflächen benötigt werden, sind mit Oberboden zu bedecken und 
intensiv zu begrünen. Aufenthaltsbereiche und Außenmöbilierung sind auf dem begrünten Dach der Parkgarage 
zulässig.
In WR 2 sind zusätzlich Terrassen und 1 Kleinkinderspielplatz zulässig. In WR 3 sind maximal 6 nicht überdachte 
Stellplätze zulässig.
Auf dem Parkgeschoss müssen alle begrünten, also alle nicht als Terrasse, Fuß- oder Fahrwege genutzten Flächen 
einem Standard von Intensivbegrünung genügen.

Pflanzqualität
Zur schnelleren Wirksamkeit der Ausgleichspflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des Planungsraumes ins 
Landschaftsbild werden folgende Mindestqualitätsstandards an die Pflanzungen gestellt:

Hochstämme / Stammbüsche: 3xv. StU 16-18 cm
Heister: 2xv, ab 100 cm
Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB.
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im WR1 gilt:

WR 1
2 Wo

-

o 
  

E

Höhe der baul. Anlage
GOK Gebäudeoberkante 
über NN
(siehe Planeinschrieb)

max. 310 qm je
Wohngebäude
inkl. Terrasse

WR 2
5 Wo

0,6

a 
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Höhe der baul. Anlage
GOK Gebäudeoberkante 
über NN
(siehe Planeinschrieb)

WR 3
6 Wo
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Höhe der baul. Anlage
GOK Gebäudeoberkante 
über NN
(siehe Planeinschrieb)

WR 4
3 Wo

0,4

o
  

E

Höhe der baul. Anlage
GOK Gebäudeoberkante 
über NN
(siehe Planeinschrieb)

10. Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB),
siehe Planzeichnung

Private Grünfläche PG: Zweckbestimmung Wohngebietsgrün für Erholung
Die Begrünung der Privaten Grünfläche erfolgt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB. Die Anlage von Fußwegen und 
Versorgungsleitungen innerhalb der Fläche sind ausnahmsweise zulässig. 

Innerhalb der Privaten Grünfläche sind die denkmalgeschützten Gebäude „Grabkapelle der Familie Röchling“ und das 
"Gartenhaus“ zulässig und infolge der nachrichtlichen Übernahme dauerhaft gesichert. 

Weiterhin ist innerhalb der privaten Grünfläche 1 Kinderspielplatz zulässig, der unter Berücksichtigung des Erhalts 
wertgebender Bäume in die Gehölzfläche zu integrieren ist. Ebenso ist die Errichtung eines Nebengebäudes zur
Unterbringung von Gartengeräten für die Parkanlagenpflege mit einer max. Grundfläche von 10 qm und einer max. 
Höhe von 2,5 Meter zulässig.

Private Grünfläche PG: Abgrabungen / Aufschüttungen
Innerhalb der privaten Grünfläche und den Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen (PF 2a und b) sind sämtliche Aufschüttungen und Abgrabungen unzulässig. 

In den Randbereichen zur privaten Grünfläche und den Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (PF 2a und b) sind Abgrabungen und Aufschüttungen, die den 
Gehölzbestand schädigen können, unzulässig

2.1 Höhe baulicher Anlagen  (§18 Abs. 1 BauNVO)
siehe Nutzungsschablone und Planeinschrieb

Für die Baugebiete WR 1 - 4 wird die Höhe der baulichen Anlagen durch die maximale Gebäudehöhe (GOK) 
Meter (m) ü NN gem. Nutzungsschablone oder Planeinschrieb festgesetzt. 
Als oberer Bezugspunkt gelten:

- GOK Pg: Höhe Parkgeschosse inklusive Bodenaufbau für Dachbegrünung
- GOK Rg: Höhe Regelgeschoss inklusive Brüstung
- GOK Dg: Höhe Dachgeschoss  Oberer Abschluss der Attika

Ausnahmsweise kann ein Überschreiten der Höhe baulicher Anlagen mit technischen Gebäudeteilen 
(Treppenhäuser, Aufzugsüberfahrten, Anlagen für die Klimatisierung) über bis zu 20% der Grundfläche des 
obersten Vollgeschosses zugelassen werden, sofern sie das Gesamterscheinungsbild des Gebäudes und die 
Stadtansicht nicht beeinträchtigen (siehe hierzu auch die gestalterischen Festsetzungen). Die genannten Anlagen 
müssen von der Dachkante mindestens 2 m zurückspringen.

Wasserschutzgebiet C 31 „St. Arnual“
Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone III des mit Verordnung vom 13.12.1989 festgesetzten 
Wasserschutzgebietes C31 „WSG St. Arnual“.

Die in der Wasserschutzgebietsverordnung festgelegten Verbote und genehmigungspflichtigen Handlungen sind in der 
Bebauungsplanumsetzung zu beachten.

Im Zusammenhang mit der Wasserschutzgebietsverordnung sind darüber hinaus folgende Richtlinien und Regelwerke zu 
beachten:

- das DVGW Regelwerk Technische Regel Arbeitsblatt W 101 „Richtlinie für Trinkwasserschutzgebiete"
- das Regelwerk A 142 der Abwassertechnischen Vereinigung „Abwasserkanäle und -leitungen in 

Wassergewinnungsgebieten"
- RiStWag „Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsgebieten"
- Verordnung über die Versickerung von Niederschlagswasser in Wasserschutzgebieten

Baudenkmäler
Im Geltungsbereich des vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes befinden sich folgende Einzelobjekte, die in 
der Denkmalliste geführt werden und insoweit den Vorschriften des Saarländischen Denkmalschutzgesetzes unterliegen:

- Am Triller 11, Grabkapelle der Fam. Röchling, 1907-1908 von Hermüller, (Einzeldenkmal)
- Am Triller 16, Ökonomiegebäude der Villa Röchling mit Umfassungsmauer und Eisengitter zur Straße Trillerweg, 

1897-1898 von Hans Weszkalnys (Einzeldenkmal) -> im Plangebiet sind hier nur Umfassungsmauer und 
Eisengitter

- Narzissenstraße, Gartenhaus, um 1898 von Hans (?) Weszkalnys (Einzeldenkmal)

Diese Einzeldenkmäler sind nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen und entsprechend gekennzeichnet.
Nach § 8 Abs. 1 SDSchG dürfen Baudenkmäler nur mit Genehmigung zerstört oder beseitigt; an einen anderen Ort 
verbracht; in ihrem Bestand verändert; in ihrem Erscheinungsbild verändert oder mit An- oder Aufbauten, Aufschriften 
oder Werbeeinrichtungen versehen werden. Weiterhin bedarf nach § 8 Abs. 2 SDSchG auch einer Genehmigung, wer in 
der Umgebung eines Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Baudenkmals nicht nur vorübergehend 
beeinträchtigen, erreichten, anbringen, ändern oder beseitigen will, soweit in einer Rechtsverordnung auf Grund des § 
18 Abs. 3 nichts anderes bestimmt ist.

Nachrichtliche Übernahme
gem. § 9 Abs. 6 BauGB

Vegetationsschutz
Zum Schutz der im Plangebiet zum Erhalt festgesetzten Gehölzflächen nach § 9 Abs. 1 Nr.  25b BauGB sind einschlägigen 
Regelwerke (DIN 18920, RAS-LP 4, ZTV-Baumpflege) zu beachten, um Beschädigungen während der Bauzeit zu 
vermeiden.
Rodungs- und Rückschnittarbeiten
Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG und aus artenschutzrechtlichen Gründen sind erforderliche Rodungs- und 
Rückschnittarbeiten im Zeitraum zwischen dem 01. November und dem 28. Februar des Folgejahres durchzuführen.
Baumpflanzungen
Das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu beachten. Bei der Ausführung der Erdarbeiten oder 
Baumaßnahmen müssen die Richtlinien der DIN 18920 “Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen“ beachtet werden. Das DVGW-Regelwerk GW 125 “Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsanlagen“ ist bei der Planung zu beachten.
Artenschutzmaßnahmen Fledermäuse 
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötungstatbestand) sind alle Baumfällungen 
im Vollwinter durchzuführen. Aus Gründen des Fledermausschutzes hat vor der Rodung eine klare Kennzeichnung der zu 
rodenden Bäume durch Markierung zu erfolgen. Geeignete Baumhöhlen sind vor der Baumfällung durch einen 
faunistischen Gutachter mittels Endoskop auf überwinternde Fledermäuse zu kontrollieren. Falls überwinternde 
Fledermäuse festgestellt werden, erfolgt die Rodung der Bäume erst nach Verlassen der Quartiere.
Das vorhandene Wohnhaus ist vor Abriss auf überwinternde Fledermäuse zu kontrollieren. Falls überwinternde 
Fledermäuse festgestellt werden, darf der Abriss erst nach Verlassen der Quartiere erfolgen.
Zur Kompensation des Verlustes potenzieller Quartierstrukturen sind hochwertige Fledermauskästen (z.B. der Firma 
Schwegler) auszubringen:
- 2 Stk Fledermaushöhle 2 F
- 2 Stk Fledermauskasten 1FF
- 1 Stk Fledermaus-Großraum-Flachkasten 3FF oder 1 Stk Fledermaus-Großraum- und Überwinterungshöhle 1FW
Die genaue Anzahl und Lage der Fledermauskästen sind mit einem Fledermauskundler nach finaler Planung 
abzustimmen.
Artenschutzmaßnahmen Reptilien und Amphibien
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG ist der Rückbau des Teiches durch eine Ökologische 
Baubegleitung zu begleiten. Im Falle einer Wiederbesiedlung des Teiches sind vorhandene Amphibien durch einen 
faunistischen Gutachter einzufangen und in geeignete Habitatstrukturen umzusiedeln.
Für Reptilien geeignete Lebensraumstrukturen im Plangebiet sind, soweit baulich möglich, zu erhalten. So sind die 
Umgrenzungsmauer sowie die zentral im Plangebiet liegenden Mauerabschnitte weitgehend zu erhalten, um deren 
Lebensraumfunktion für Reptilien nicht zu stören.
Baumschutzsatzung 
Die Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt (in der Fassung vom 26.09.2017, in Kraft seit 05.10.2017), die 
grundsätzlich alle Bäume im Siedlungsbereich ab einem Stammumfang von 80 cm, bei langsam wachsenden Baumarten 
ab 50 cm, unter Schutz stellt, ist zu beachten. U.U. notwendige Ersatzbaumpflanzungen sind in Abstimmung mit dem 
städtischen Grünflächenamt sowie dem städtischen Umweltamt an geeigneter Stelle auszuführen.
Munitionsgefahren
Bei Bauarbeiten im Plangebiet ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Das Baugebiet ist daher im Vorfeld der Baumaßnahme 
durch eine Fachfirma für Kampfmittelbeseitigung detektieren zu lassen.
Bodendenkmäler 
Die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden nach dem saarländischen 
Denkmalschutzgesetz sind zu beachten.
Einhaltung der Grenzabstände
Bei der Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern entlang von Grundstücksgrenzen sind die Grenzabstände gemäß dem 
Saarländischen Nachbarrechtsgesetz zu beachten.
Hausanschluss Narzissenstraße 2
Durch das Baufeld 4 verläuft aller Voraussicht nach der Hausanschluss Narzissenstraße 2. Der genaue Verlauf des Kanals 
ist nicht bekannt. Vor Beginn der Baumaßnahmen sind entsprechende Sondierungen zur Auffindung des Kanals 
durchzuführen. Sollte der Kanal des geplante Baufenster queren, ist eine Lösung zu finden, um die Entsorgung der 
Abwässer der Narzissenstraße 2 weiter zu gewährleisten.

Hinweise

7. Höchstzulässige Zahl an Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird die maximale Wohnungsanzahl pro Wohngebäude für das jeweilige Reine 
Wohngebiet wie folgt festgesetzt:
- WR 1: max. 2 Wohnungen pro Wohngebäude
- WR 2: max. 5 Wohnungen pro Wohngebäude
- WR 3: max. 6 Wohnungen pro Wohngebäude
- WR 4: max. 3 Wohnungen pro Wohngebäude

14. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB),
siehe Planzeichnung

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs der Bebauungsplans sind der Planzeichnung  zu entnehmen.
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9. Führung von unterirdischen Versorgungsanlagen und -leitungen(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
siehe Planzeichnung

hier: Mittel- und Niederspannungsleitungen der Stadtwerke Saarbrücken

12. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
siehe Planzeichnung

hier:  Leitungsrecht zugunsten der Stadtwerke Saarbrücken (LR)
hier:  Geh- und Fahrrecht zugunsten des ZKE (GF 1)
hier:  Geh- und Fahrrecht zugunsten Anlieger HNr. 16  (GF 2)

Festsetzungen aufgrund landesrechtlicherVorschriften
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.mit SWG und LBO

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

Die Entwässerung des Plangebietes hat über das vorhandene Trennsystem in den angrenzenden Straßen zu erfolgen. 
Das Schmutzwasser ist hierbei an die bestehenden Kanäle anzuschließen, das Regenwasser ist auf dem Grundstück in 
ausreichend großen Zisternen zurückzuhalten und per Tröpfchenbewässerung (über belebte Bodenzone) zur Bewässerung 
der Gehölzbestände zu verwenden. Für die Rückhaltung ist ein Wert in Höhe von 50 l/m2 versiegelter Fläche anzusetzen. 
Überschüssiges Regenwasser darf mit einer maximalen Förderleistung von 2 l/s an den öffentlichen Regenwasserkanal 
weiter gegeben werden.

2.2 Grundflächenzahl  (§19 Abs. 1 BauNVO), 
siehe Nutzungsschablone,
Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Reinen Wohngebiet wird wie folgt festgesetzt.
- WR 2: 0,6
- WR 3: 0,6
- WR 4: 0,4

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind die Grundflächen von:
- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
- baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, mitzurechnen.

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass im WR 4 eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche 
durch die Grundflächen der oben genannten Anlagen bis zu 50 % zulässig ist, im WR 2 + 3 bis zu 25 %.

Gestalterische Festsetzungen
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 LBO

Die folgenden gestalterischen Festsetzungen dienen der stadtgestalterischen Einbindung der Neubauten in das 
städtebauliche Umfeld:

Dachformen
Im Reinen Wohngebiet werden nur Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 5° als zulässig 
festgesetzt.

Fassaden
Grelle Fassadenanstriche sind unzulässig.

Antennen und Satellitenschüsseln
Antennen und Satellitenschüsseln sind auf den dem öffentlichen Straßenraum zugewandten Gebäudeseiten unzulässig. 
Mobilfunkantennen sind innerhalb des reinen Wohngebietes grundsätzlich unzulässig.

Hecken und Einfriedungen
Einfriedungen als Grundstücksabgrenzungen zu öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen sind nur in Form von 
Laubhecken mit einer maximalen Höhe von 1,20 m zulässig. Innerhalb der Hecken ist die Errichtung eines Zaunes 
zulässig. Dieser darf die Endwuchshöhe der Hecke nicht überschreiten.

Technische Dachaufbauten
Technische Gebäudeteile (Treppenhäuser, Aufzugsüberfahrten, Anlagen für die Klimatisierung), die die Höhe der 
Dachattika überschreiten, sind einzuhausen. Die Anlagen müssen mind. 2 Meter von der Dachkante zurückspringen.

Mülltonnenstandorte
Mülltonnenstandorte sind im Gebäude /Parkgeschoss unterzubringen oder einzuhausen.

Warenautomaten
Im gesamten Bebauungsplangebiet sind Warenautomaten unzulässig.

Werbeanlagen
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig:

- Bewegliche bzw. bewegte Werbeanlagen sind nicht zulässig.
- Werbepylonen sind unzulässig.
- Farblich variierende oder blinkende Werbeanlagen (z.B. Lauflichter) sind unzulässig.
- Die Ansichtsfläche einer oder mehrerer Werbeanlagen auf einem Grundstück darf zusammen nicht größer als 2 

qm sein. Die Werbeanlagen sind parallel an die Gebäudeaußenwände mit nicht mehr als 15 cm Ausladung 
anzubringen.

Dachgeschoss

Parken

Erdgeschoss

1. Obergeschoss

2. Obergeschoss

umlaufende Attika GOK Dg

GOK Rg (inkl. Brüstung)

GOK Pg

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO)

Reine Wohngebiete (WR 1 - 4)
(§ 3 BauNVO)

Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Schutz, Pflege, Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 BauGB)

Maß der baulichen Nutzung, siehe Nutzungsschablonen unten
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Baulinie

Stadterhaltung und Denkmalschutz
(§ 5 Abs. 4, § 9 Abs. 6. § 172 Abs. 1 BAUGB)

Denkmalschutz 

 
WR

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

private Grünflächen
Zweckbestimmung Wohngebietsgrün für Erholung

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

private Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung
"private Stellplätze"

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz  unterliegen

D

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonst. Bepflanzungen 

Terrassenbereiche 

Farblich ergänzende Darstellung für Flächen zum Anpflanzen und Erhalt 
im "Reinen Wohngebiet"

Pflanzmaßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGBz.B. PF1

M1 Maßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

PG

Hauptversorgungs- und Haupwasserleitungen
(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB ) 

hier: Mittel- und Niederspannungsleitung

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
LR = Leitungsrecht
GF 1 + 2 = Geh- und Fahrecht

Einfahrtsbereich

Baugrenze für Parkgeschoss

öffentliche Verkehrsflächen Straße "Am Triller"

Erhalt Baumreihe / Einzelbäume 

p St

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

1 2

4

65
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Nutzungsschablonen:

1 Baugebiet / maximale Zahl der 
Wohneinheiten pro Gebäude (z.B. 2 Wo)

2 Höhe der baul. Anlage: 
Gebäudeoberkante (GOK) ü NN

3 GRZ - max. zulässige Grundflächenzahl (z.B. 0,6)
4 GR   - max. zulässige Grundfläche (Angaben in qm)
5 Bauweise
6 Hausform

o offene Bauweise
a abweichende Bauweise

nur Einzelhäuser
GOK Gebäudeoberkante
Pg Parkgeschoss
Rg Regelgeschoss
Dg Dachgeschoss
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Gemarkung Saarbrücken
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